
Lassen Sie mich zunächst Ihnen, Herr Präsident Ping, zu Ihrer Wahl
gratulieren und für Ihr wichtiges Amt viel Erfolg wünschen. Gleich-
zeitig spreche ich dem scheidenden Präsidenten für seine engagierte
Arbeit meinen aufrichtigen Dank aus. Den Ausführungen der nieder-
ländischen EU-Präsidentschaft schließe ich mich an.
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts verändert sich die Welt mit dramati-
scher Geschwindigkeit. Die Menschheit wird in wenigen Jahrzehn-
ten auf acht Milliarden angewachsen sein. Durch die Vernetzung des
Welthandels, durch die globale Kommunikationstechnologie wach-
sen wir immer mehr zusammen. Wirtschaftlich und technisch werden
wir zunehmend voneinander abhängig werden.
Gleichzeitig sind wir alle mit einer Vielzahl neuer Herausforderungen
konfrontiert; mit neuen Gefahren, die uns gleichermaßen bedrohen:
den Süden wie den Norden, die sich entwickelnde wie die entwickel-
te Welt.
Es sind zum einen Bedrohungen für die nationale und globale Sicher-
heit wie die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, die Nuklear-
gefahr, die Bedrohung durch zerfallene Staaten oder – uns allen hier in
dieser Stadt in schmerzlicher Erinnerung – durch den Terrorismus.
Zum anderen sind es auch sogenannte ›weiche‹ Bedrohungen wie
weitreichende Umwelt- und Klimaveränderungen, Armut, Bildungs-
und Ausbildungsnotstände und die Schattenseiten der Globalisierung,
Flüchtlingsströme, Krankheiten und Epidemien wie HIV/Aids und
Malaria. Sie bedrohen Sicherheit und Stabilität und fordern viele
Opfer.
Zwischen beiden, ›harten‹ wie ›weichen‹ Bedrohungen, besteht ein
enger Zusammenhang: Denn wir wissen, daß Ursachen für Krieg und
Gewalt, für Armut, für Not, für Unterdrückung vielschichtig sind und
weit zurückreichen. Und wir wissen auch, daß Krisen in Wechsel-
wirkung mit Armut und Perspektivlosigkeit stehen. Wir werden kei-
nen Frieden ohne Entwicklung – aber auch keine Entwicklung ohne
Frieden bekommen. Wir müssen daher Frieden und Stabilität umfas-
send sichern – vor allem durch wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung.
Die Staaten der Welt müssen die wirtschaftliche, technologische
und ökologische Globalisierung gemeinsam gestalten und sich den
daraus erwachsenden Herausforderungen stellen. Dies werden sie
nicht leisten können, ohne eng zu kooperieren. Allein mit den Mit-
teln der klassischen Diplomatie ist dies nicht mehr möglich. Deren
Lösungskompetenz zur Sicherung und Stabilisierung des internatio-
nalen Systems allein wird sich in Zukunft als immer unzureichender
erweisen.
Was wir brauchen ist eine tiefgreifende Reform des internationalen
Systems und seiner Institutionen, die diesen Veränderungen Rech-
nung trägt. Und diese Reform brauchen wir dringend. Denn wir müs-
sen einen effektiven Multilateralismus schaffen, der uns in die Lage
versetzt, Krisen gemeinsam zu verhindern und, wo dies nicht gelingt,
dauerhaft zu lösen. Auf regionaler Ebene gibt es hier bereits hoffungs-
volle Entwicklungen:
Aufgrund ihrer historischen Erfahrung haben sich die Staaten Euro-
pas zur Europäischen Union zusammengeschlossen und damit eine
neue Dimension des Multilateralismus erreicht. Diese politische und
wirtschaftliche Gemeinschaft von mittlerweile 25 Staaten hat sich zu
einem Stabilitätsanker für Europa und darüber hinaus entwickelt.
Seit ihrer Gründung stellt sich die Afrikanische Union der gemeinsa-
men Verantwortung für die Abwehr humanitärer Katastrophen und
die Lösung schwerer regionaler Konflikte auf beeindruckende Wei-

se. Dies ist ein wichtiger Schritt nach vorne. Dieser Durchbruch zum
Multilateralismus auf dem afrikanischen Kontinent wird eine immer
größere Dynamik entwickeln.
Angesichts der weltweiten Abhängigkeiten und Verflechtungen sind
wir aber auf eine Weltorganisation angewiesen, die mit diesen Regi-
onalorganisationen eng verzahnt ist und so die Effizienz des gemein-
samen Handelns steigert. Die Vereinten Nationen sind das wichtig-
ste Forum globaler Regelsetzung. Ihre Stärke ist die Stärke des Rech-
tes, wie es der Generalsekretär in seiner beeindruckenden Rede zur Er-
öffnung dieser Generalversammlung dargelegt hat. Mit ihrer Legiti-
mität steht uns eine einzigartige universelle Kompetenz zur gemein-
samen Problemlösung zur Verfügung. Seit dem Ende ihrer inneren
Blockade durch den Kalten Krieg spielen sie zwangsläufig eine im-
mer wichtigere Rolle.
Die Staatengemeinschaft nutzt die Vereinten Nationen als Forum zur
Bewältigung der großen Menschheitsherausforderungen immer mehr.
Für Millionen von Menschen bedeutet die blaue Flagge heute ganz
konkrete Hilfe in existenziellen Fragen, heißt sie Hoffnung auf eine
bessere Zukunft. Dafür sind wir alle der Organisation und ihren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern zu tiefem Dank verpflichtet. Sie sind
in zahlreichen Krisengebieten in Lateinamerika, Europa, Afrika und
Asien präsent. Dabei wird immer deutlicher, daß für die Verhinde-
rung und Beilegung jeder dieser Krisen unterschiedliche Wege ge-
funden werden müssen.
Das zeigt das Engagement der UN in allen Krisengebieten: in Afgha-
nistan wie auf dem Balkan, in Haiti wie in der Region der Großen
Seen. In all diesen Einsatzgebieten leisten die UN schon heute Beacht-
liches. Wir müssen uns jedoch darauf einstellen: Die Konflikte werden
nicht weniger, die Anforderungen an die Organisation wachsen.
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die Strukturen, die
die Vereinten Nationen bei ihrer Gründung vor fast sechzig Jahren
erhalten haben, zur Erfüllung dieses Auftrags noch geeignet sind; ob
ihr Wirken international die nötige Akzeptanz erfährt. Gerade die Aus-
einandersetzungen um die Irakkrise haben diese Problematik noch-
mals deutlich gemacht.
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Wir sind davon überzeugt: Zu einer multilateral handelnden Welt gibt
es keine Alternative. Und um diese multilaterale Kooperation nach-
haltig und durchsetzungsfähig zu gestalten, benötigen wir eine muti-
ge und umfassende Reform der UN.
Der Generalsekretär selbst – und dafür gebührt ihm Dank – hat die
Initiative dazu ergriffen. Zu diesem Zweck hat er eine Gruppe hoch-
rangiger internationaler Fachleute berufen, die ihm Ende des Jahres
Reformvorschläge vorlegen werden. Wir sehen diesem Bericht und
der anschließenden Debatte mit großem Interesse entgegen.
Dabei geht es auch um ein neues, gemeinsames Verständnis des Sy-
stems der Charta: Wie gestalten wir Prävention effektiver und Frie-
denskonsolidierung nachhaltiger? Wie setzen wir die Vorschläge zur
Reform des Peacekeeping weiter um? Was genau verstehen wir un-
ter dem Recht auf Selbstverteidigung? Und wie definieren wir Ter-
rorismus? Gerade die Antwort auf diese Frage scheint klar zu sein,
aber ein echtes Einvernehmen würde uns einen Schritt weiterbrin-
gen.
Zur Reform der UN-Institutionen liegen bereits eine Reihe sehr kon-
kreter Vorschläge vor. Lassen Sie mich daher zu diesem Bereich ei-
nige Gedanken erläutern: Ich möchte mit der Generalversammlung
beginnen: Sie ist das zentrale Organ der UN, das einzige mit univer-
seller Mitgliedschaft. Gerade deshalb muß die Generalversammlung
mehr sein als ein Forum jährlicher Anpassungs- und Wiederholungs-
übungen. Was wir brauchen ist zum einen eine größere Konzentrati-
on in der Themenauswahl. Wir müssen die wirklich wichtigen Fra-
gen diskutieren – sonst wird das Wesentliche in anderen Foren be-
handelt. Und zum anderen benötigen wir auch eine effizientere Ar-
beitsweise.
Der Wirtschafts- und Sozialrat muß endlich das zentrale Beratungs-
und Entscheidungsorgan des UN-Systems in wirtschaftlichen und
sozialen Fragen werden. Wir glauben, daß der ECOSOC auf zwei
Ebenen großes Potential hat, das bislang nur im Ansatz genutzt wird:
Zum einen verfügt dieses Gremium über ein weltweit einmaliges Ex-
pertisenetzwerk. Dies müssen wir besser und zielorientierter nutzen.
Und zum anderen sehen wir ihn als Partner des Sicherheitsrats bei der
Friedenssicherung, so wie es Artikel 65 der Charta vorsieht. Bei Be-
kämpfung von Ursachen für Konflikte und bei Krisennachsorge hat
der ECOSOC eine wichtige Rolle zu spielen, die die Bemühungen
des Sicherheitsrats um Konfliktprävention und Friedenskonsolidie-
rung flankieren kann. Wir sollten ihm mehr Kompetenzen im opera-
tiven Bereich geben.
Denn unsere Anstrengungen in den Friedensmissionen werden nur
dann erfolgreich sein, wenn dem militärischen Engagement eine län-
gere Stabilisierungsphase folgt. Die Beratungsgruppen des ECOSOC
zur Krisennachsorge in Afrika sind ein Schritt in die richtige Rich-
tung. So könnte das entscheidende Bindeglied zwischen Konfliktma-
nagement und Entwicklungszusammenarbeit aussehen.
Ein solcher ganzheitlicher Ansatz erfordert eine entsprechende finan-
zielle Ausstattung. Das Instrument der freiwilligen Beiträge hat sich
als unzureichend herausgestellt. Ich schlage daher vor, einen festen
Anteil des Haushalts der UN-Friedensmissionen für die Krisennach-
sorge vorzusehen. Damit würde uns gelingen, was wir sei langem an-
streben. Ein ›Präventionsanteil‹, der uns – denken wir an Haiti – die
Kosten der Bewältigung eines Wiederaufflammens des Konflikts er-
sparen helfen könnte.
Von vielen wird die Ausweitung von Neben- und Unterorganisatio-
nen der UN kritisiert. Natürlich kann eine Reduzierung hier kein
Selbstzweck sein. Aber wir sollten selbstkritisch genug sein, uns mit
der Frage zu beschäftigen, ob eine Bündelung von Kompetenzen in
dem einen oder anderen Fall nicht der bessere Weg ist. Andererseits
gibt es auch Bereiche, die besser ausgestattet werden müssen. Ich den-
ke hier zum Beispiel an die Behandlung von Umweltfragen im UN-
System. Wir unterstützen daher den im letzten Jahr vom französischen
Staatspräsidenten Chirac gemachten Vorschlag, UNEP in eine Son-

derorganisation mit universeller Mitgliedschaft umzuwandeln. Dies
könnte den Beitrag von UNEP zur nachhaltigen Entwicklung be-
trächtlich stärken.
Im Zentrum der Reform der Vereinten Nationen steht das Organ, das
die Hauptverantwortung für den internationalen Frieden trägt: der Si-
cherheitsrat. Die Konflikte nehmen zu. Sie erstrecken sich über alle
Kontinente. Sie werden komplizierter. Damit haben Verantwortung
und Kompetenzen des Rates ständig zugenommen. Krisenprävention
wird einen immer größeren Stellenwert einnehmen. Und beim Peace-
building werden zunehmend umfassendere Strategien, engere Zusam-
menarbeit und mehr Mittel gefordert sein. Dies führt zwangsläufig
immer häufiger zu Entscheidungen, die langfristige Verpflichtungen
zur Folge haben, Völkerrecht begründen und weit in die staatliche Sou-
veränität eingreifen können.
Wenn wir wirklich wollen, daß die Entscheidungen des Rates als le-
gitim akzeptiert und effektiv umgesetzt werden, dann müssen wir ihn
reformieren. Dann muß er eine Staatenorganisation von heute 191
Mitgliedern umfassender repräsentieren. Dies ist nicht vorstellbar
ohne eine Erweiterung seiner Sitzzahl – um Ständige wie um nicht-
ständige Mitglieder.
Die Gründe für eine solche Erweiterung sind einleuchtend: Ein Rat
mit mehr Mitgliedern würde international über mehr Akzeptanz als
Grundlage für mehr Autorität verfügen. Die ausgewogenere und um-
fassendere Vertretung aller Kontinente auch bei den Ständigen Mit-
gliedern würde zu größerer Identifikation aller Staaten mit dem Si-
cherheitsrat führen. Und eine Erweiterung würde die Motivation der
neuen Sicherheitsratsmitglieder zum nachhaltigeren Einsatz für die
Verwirklichung der Ziele der UN klar erhöhen.
Die Erweiterung muß Umbrüche wie die Dekolonisierung, das Ende
des Kalten Krieges und die Globalisierung adäquat widerspiegeln.
Im Ergebnis muß die Zusammensetzung des Rates den gegenwärti-
gen geopolitischen Realitäten entsprechen. Dafür müssen alle großen
Regionen des Südens im Sicherheitsrat als Ständige Mitglieder ver-
treten sein.
Gleichzeitig sollten die Mitglieder berücksichtigt werden, die einen
besonders bedeutenden und nachhaltigen Beitrag zur Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit sowie zur Verwirk-
lichung der Ziele der Organisation leisten können und wollen. Beide
Erweiterungsansätze würden die Effizienz, die Handlungsfähigkeit
und Durchsetzungsfähigkeit des Rates vergrößern.
Seit 40 Jahren ist die Zusammensetzung des Sicherheitsrats unverän-
dert geblieben. Ich glaube, es ist höchste Zeit, ihn an die neue Weltla-
ge anzupassen. Dabei sind halbe oder Zwischenlösungen nicht nötig
und nicht hilfreich. Wie Brasilien, Indien und Japan ist auch Deutsch-
land bereit, die Verantwortung zu übernehmen, die mit einem ständi-
gen Sitz im Sicherheitsrat verbunden ist. Besonders wichtig ist aller-
dings, daß der afrikanische Kontinent unter den neuen Ständigen
Mitgliedern vertreten ist.
Bei einer Sicherheitsreform muß aber noch ein Zweites berücksich-
tigt werden: Insgesamt sollten sich mehr Mitgliedsstaaten, die sich für
die UN engagieren, stärker in die Arbeit des Sicherheitsrats einbrin-
gen können. Dafür ist die Schaffung auch zusätzlicher nichtständiger
Sitze erforderlich. So bleibt auch ein ausgeglichenes zahlenmäßiges
Verhältnis zwischen Ständigen und nichtständigen Mitgliedern erhal-
ten.
Ich habe es anfangs erwähnt: Diese Generalversammlung wird im
Zeichen der Reform der Vereinten Nationen stehen. Ich appelliere
daher an die Mitgliedstaaten: Nutzen wir diese 59. Sitzung bis zur
nächsten Generalversammlung 2005 dazu, die überfälligen Refor-
men in die Wege zu leiten und zu greifbaren Ergebnissen zu kom-
men. Wir, die Mitgliedstaaten müssen die politische Phantasie, den
Willen und die Gestaltungskraft aufbringen, die Organisation an die
Weltlage anzupassen. Deutschland ist bereit, dabei engagiert mitzu-
arbeiten.
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